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1. Schwere Personenschäden sind Dauerschäden mit der Folge, dass eine Rente gebührt. 
Wird eine Valorisierung versagt (so zuletzt OGH 28.7.2026, 2 Ob 48/26m), führt das zu 
einem Verstoß gegen das Ausgleichsprinzip. 

2. 9 von 10 schweren Personenschäden werden im Weg der Kapitalisierung der Rente 
reguliert. Wegen Fehlens einer Inhaltskontrolle wird der Anspruchsteller häufig 
übervorteilt. Insoweit besteht dringendster Handlungsbedarf durch einen Anspruch auf 
Kapitalabfindung und eine damit verbundene gerichtliche Kontrolle. 

3. Heilungskosten in der gehobenen Pflegeklasse sind nicht nur nach Maßgabe der 
Umstände des Einzelfalls ersatzfähig; der Verletzte hätte diese Phase des Lebens 
nämlich nicht in einem Mehrbettzimmer wie in der allgemeinen Gebührenklasse verbracht. 

4. Soweit Angehörige bei ihren Besuchen das Leistungsspektrum des Krankenhauses 
ergänzen, ist deren Arbeitskrafteinsatz abzugelten. 

5. Bei der Bereitstellung von Sachgütern im Rahmen vermehrter Bedürfnisse schuldet der 
Ersatzpflichtige keine Eigentumsübertragung, sondern lediglich die Bereitstellung des 
Gebrauchs. 

6. Der Maßstab der Ersatzfähigkeit ist im Schadenersatzrecht ein großzügigerer als im 
Sozialversicherungsrecht. 

7. Ersatzfähig sind bei Haushaltsführung und Pflege durch Angehörige die 
Arbeitskraftkosten einer Ersatzkraft. Da die Anwälte der Anspruchsteller im Regelfall über 
nicht ausreichende Kenntnisse der Lohnverrechnung bzw Kostenrechnung verfügen, wird 
zu wenig verlangt. Marktkonform wären derzeit ca 40.- €. 

8. Nach europarechtlichen Vorgaben sind Bereitschaftszeiten als Arbeitszeiten anzusehen. 
Die Ansicht, diese dann nicht als ersatzfähig anzusehen, wenn die Pflegekraft ohnehin zu 
Hause ist oder keinen Erwerbsschaden erleidet, ist daher aufzugeben. 

9. Nur bei Bezugnahme auf statistische Untersuchungen wird der für die Haushaltsführung 
erforderliche Zeitaufwand realistisch abgebildet. Solche Untersuchungen gibt es in 
Deutschland und der Schweiz. Es ist wenig plausibel, dass der Zeitaufwand für die 
Haushaltsarbeit in Österreich geringer ist.  
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10. Teil des Erwerbsschaden ist die Alterssicherung. In Deutschland gibt es insoweit eine 
Spezialnorm § 119 SGB X), die dem Rentenversicherer ein Regressrecht einräumt. In 
Österreich muss der Verletzte die jeweiligen Beiträge verlangen, und zwar sowohl die 
Arbeitnehmer- als auch Arbeitgeberbeiträge zur Rechtenversicherung. 

11. Die Bedeutung der ESt beim Erwerbsschaden wird in zwei jüngeren, innerhalb weniger 
Tage ergangenen OGH-Entscheidungen gegenteilig beurteilt. Folgerichtig ist die Sicht des 
2. Senats (OGH 18.9.2025, 2 Ob 127/25b, EvBl 2026/71 (Messner-Kreuzbauer)), wonach 
bei der Bruttolohnmethode die Leistungen für die ESt des Anspruchstellers als Vorschuss 
zu behandeln sind. Dieser hat über die widmungsgemäße Abrechnung Rechenschaft zu 
geben und Überschüsse – wie bei jedem Vorschuss – zurückzuzahlen. 

12. Maßgeblich beim Unterhaltsersatz sind die Verhältnisse in einer intakten Familie; nicht 
heranzuziehen sind daher die Prozentsätze der Unterhaltsjudikatur. Im Regelfall kommt 
es auf die faktische Gestaltung an. 

13. Beim Unterhaltsersatzanspruch ist bei Erlöschen des Unterhaltsersatzanspruchs einer 
Person, meist eines Kindes, darauf zu achten, dass die Fixkosten auf die restlichen 
Anspruchsberechtigten verteilt werden; zudem erhöht sich die Konsumquote der übrigen. 
Diese Auswirkungen sind in einem Feststellungsurteil bei erstmaliger Fixierung der 
jeweiligen Ansprüche festzuschreiben, weil die Anhebung ansonsten später zu Lasten der 
Ersatzberechtigten unter den Tisch fallen würde. 

14. Beim Trauerschmerzengeld besteht akuter Handlungsbedarf. Der OGH wagt nicht den 
nächsten mutigen Schritt der Ausdehnung auf jeden Haftungsgrund. Wenn zudem der 
Gesetzgeber weiterhin untätig ist, besteht die Gefahr, dass Österreich in Europa der letzte 
Mohikaner ist. 

15. Das Schmerzengeldniveau in Österreich beträgt seit vielen Jahrzehnten bloß ein Drittel 
von Deutschland. Eine Verminderung des krassen Unterschieds wäre angebracht. Ein 
Hebel könnte sein, die Valorisierung älterer Entscheidungen nicht nur nach dem 
Verbraucherpreisindex vorzunehmen, sondern zusätzlich nach dem 
Wirtschaftswachstum.  

16. Namentlich in Fällen sexuellen Missbrauchs ist das Entschädigungsniveau in Österreich 
unangemessen gering. 

17. Trotz Auffindens einer vergleichbaren Vorentscheidung sollte stets eine Kontrollrechnung 
vorgenommen werden, ob das Ergebnis stimmig ist. Dann würde auffallen, dass es in 
Österreich zu einer Umstellung von öS auf € gekommen ist. 

18. Nicht immer sind alle Umstände des Einzelfalls überzeugend. Warum es erschwerend 
eine Rolle spielen soll, dass eine Person mit Stichen des aus seinem Lokal stammenden 
Steakmessers lebensgefährlich verletzt worden ist, ist nicht für jeden rational 
nachvollziehbar. 

19. Ansätze zu einer rationalen Bemessung des Schmerzengeldes wären wünschenswert. 
20. Eine zentrale Determinante ist die Zeitdauer des Leidens. 

 
 
 

 
 


